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Polniſche Forſchungen zur vorgeſchichte Oberſchleſiens. 

Zu dieſer Frage macht der in den „Oſtland-Berichken“ ſchon 
vielfach genannke Profeſſor der Vorgeſchichte in Poſen, 
J. Koſtrzewski, in der Poſener Zeitung „Kurjer Poznanksi“ einige 
inferefjante Mitteilungen. In der Vorbemerkung weiſt er darauf 
hin, daß Oberſchleſien von der polniſchen Vorgeſchichtsforſchung 
bisher vernachläſſigt worden fei, während ihm die Deutichen feit 
Kriegsende erhöhte Aufmerkſamkeit zugewendet hätten. Aller- 
dings habe ihre Forſchung von vornherein einen politiſchen Ein- 
ſchlag gehabt), wie dies auch offen von A. Arndt in der Vorrede 
zu ſeiner 1925 erſchienenen populären Schrift „Oberſchleſiſche Vor— 
und Frühgeſchichte“ zugegeben worden ſei. Neben der Erforſchung 
habe man großes Gewicht darauf gelegt, deren Reſulkate auch den 
weiteiten Kreiſen zugänglich zu machen, „bis zur kleinsten Hütte 
und der ärmsten Dorfschule. Die bisher erreichten Resultate 
Sind imponierend.“ Zu fünf vor dem Kriege in Oberſchleſien ſchon 
vorhandenen Muſeen (Beuthen, Gleiwitz, Leobſchütz, Neiße, 
Oppeln) feien jetzt noch vier neue hinzugekommen (Koſel, Groh- 
Strehlitz, Karlsruhe und Ratibor). In den Muſeen von Beuthen 
und Ratibor würden regelmäßig Lehrerforkbildungskurſe in Yor- 
geſchichte abgehalten, außerdem fei die „Arbeilsgemeinſchafk für 
oberſchleſiſche Vor- und Frühgeſchichke“ gebildet worden. Außer- 
dem würde eine der Vorgeſchichte gewidmete Zeitſchrift, die „Alt- 
ſchleſiſchen Blätter“ herausgegeben. Auf polniſcher Seite ſei erft 
in dieſem laufenden Jahre ein hoffnungsvoller Anfang gemacht 
worden und zwar mit der Einrichtung des „Schleſiſchen Muſeums“ 
in Kakkowitz durch Dr. T. Dobrowolski. 

Im Juni dieſes Jahres hat Profeſſor Koſtrzewski mit feinen 
Hörern eine Exkurſion nach Oberſchleſien gemachk und fpftemati- 
ſche Unterſuchungen angeſtellk. Es find gegen fünfzig neue Fund- 
ſtellen aus den verſchiedenen Perioden, vorwiegend aber aus der 
Steinzeit, feſtgeſtellt worden. Im Anſchluß daran ſind dann im 
Auguſt dieſes Jahres planmäßige Ausgrabungen durch Dr. T. 
Reyman (Krakau) und K. Jazdzewski (Pofen) vorgenommen 
worden. Dr. Reyman hat beſonders in Pioſſek (poln. Piaſek) im 


1) Diefe Bemerkung klingt gerade von Seiten Koſtrzewskis eigenartig, wo er doch 
ſelbſt von der wiſſenſchaftlichen Arbeit politiſche Einſtellung verlangt hat. Vgl. Oſtland⸗ 
Berichte, Jhg. 2 (1928), Nr. 4, S. 57/58, 


121 


(Polniſche Forſchungen zur Vorgeſchichte Oberſchleſiens.) 

Kreiſe Lublinitz gegraben und hat hier einen Friedhof des Lauſitzer 
Typus aus der frühen Eiſenzeit (800—500 v. Chr.) aufgedeckt. Es 
wurden 25 Gräber mit zum Teil reich verzierten Tonſcherben und 
Bronze- und Eiſengegenſtänden (Halsbänder, Schulkerſpangen, 
Nadeln, Anhänger und dergl.) feſtgeſtelltt). Im Anſchluß hieran 
meint Koſtrzewski: „Besondere Aufmerksamkeit verdient, das 
sporadische Auftreten von Skelettgräbern, als Zeugnis für die 
Verwendung einer Begräbnisart, die in Westpolen am Ende der 
II. Bronzeperiode verschwunden ist. Bei den Brandgruben- 
gräbern fällt auf, daß die verbrannten Knochen des Toten nie 
in die Aschenurne, sondern unmittelbar in die Erde neben die 
Grabgegenstände gelegt worden sind. Eine ähnliche Beobach- 
tung wurde in dem vergangenen Jahre z. B. in dem Gebiet des 
anstoßenden Landes Wieluń (Wojewodschaft Lodz) gemacht.“ 
Jazdzewski, welcher die Arbeiten des Dr. Reyman fortſetzte, fand 
noch weikere 20 Gräber; es iſt nach Koſtrzewski zu erwarken, daß 
die Zahl der Grabſtätten noch vermehrt wird. 

Ein zweites Gräberfeld, das von K. Jazdzewski im Auguſt 
dieſes Jahres in Borowo (Kreis Lublinitz) ausgegraben wurde, 
wird von Koſtrzewski ebenfalls der Lauſitzer Kultur der frühen 
Eiſenzeit zugewieſen: „Es ist deshalb interessant, weil hier auf- 
fallend die Art, die Toten unverbrannt zu bestatten, überwiegt, 
eine Erscheinung, die auf dem Gräberfeld von Piasek nur eine 
seltene Beimischung bedeutete. Von 11 aufgedeckten Gräbern 
enthielten 9 Skelette und nur zwei waren Brandgrubengräber. 
Bisher waren in Schlesien Skelettgräber aus der frühen Eisen- 
zeit nur aus dem Kreise Groß-Strehlitz (Adamowitz, Rozmierz 
usw.) und dem Kreise Kreutzburg bekannt.“ Koſtrzewski meint 
hierzu: „Ob das erneute Erscheinen des schon seit langem auf- 
gegebenen Brauchs, die Toten unverbrannt zu bestatten, allein 
durch religiöse Einflüsse, die sich von dem illyrischen Terri- 
torium und den Ostalpen her ausbreiteten, zu erklären ist, oder 
gar der Einwanderung von Illyriern zuzuschreiben ist, kann 
vorläufig schwerlich entschieden werden. Auffallend ist jeden- 
falls, daß dieser Brauch bei uns in der frühen Eisenzeit auf 
einem geschlossenen Gebiete auftaucht, das außer Ober- 
schlesien auch den südlichen Teil des ehemaligen Kleinpolens 
(die Kreise Miechöw und Chrzanöw) umfaßt, d. h. auf Ge- 
bieten, die an Böhmen und Mähren grenzen, wo solche Gräber 
reichlich häufig sind und durch deren Vermittlung sie nach 
Polen gelangten.“ Alle diefe Funde follen in der vorgeſchicht— 
lichen Abteilung des „Schleſiſchen Muſeums“ Aufnahme finden. 


[Zaczynamy badać prehistorie Ślaska; in: „Kurier Poz- 
nański“, Nr. 426 (17. IX. 19%), S. 8.] (78) 


Rudnicki, M. Der Ortsname „Budorgis” 
bei Ptolemäus. 


Die nachfolgend beſprochene Mifzelle iff wieder ein Muffer- 
beiſpiel für die wiſſenſchaftliche Arbeitsmethode des Profeſſors 
Rudnicki. Eine ſprachgeſchichtliche Hypotheſe, die vielleicht an- 
nehmbar, in keinem Falle aber bewieſen iſt, muß dazu dienen, 
wieder andere Hypotheſen Rudnickis, die aber ſchon in der apo- 
diktiſchen Form der Takſachen vorgeführt werden, zu erweiſen. 
Und auf dieſem luftigen Hypotheſenunkerbau werden dann weit- 
reichende hiſtoriſch-politiſche Konſtrukkionen aufgeführt. 

Nach Rudnicki ift der kaſchubiſche Orksname Bedargowo ſchon 
in febr früher urſlaviſcher oder urlechiſcher Zeit aus Bedo-dargowo 
durch Haplologie entſtanden. Eine Nebenform davon fei Budorgis 
bei Piolemäus, enkſtanden aus Budo-dorgis: „Daraus geht her- 
vor, daß Bedargowo und des Ptolemäus Budorgis mit einander 
in Verbindung stehen können?). Wenn aber der Name Bu- 
dorgis des Ptolemäus identisch ist?) mit dem lechischen, heute 
pomoranisch-polnischen Bedargowo, was sind dann die Be- 
hauptungen der Gelehrten von verschiedenem Typus, beson- 


1) Vier photopraphifhe Aufnahmen von diefer 20 ar ſich in Nr. 265 
(24. IX. 1928) des „Iluſtrowany Kuryer Codzienny” auf S. 5. (R 
2) Von uns gefperrt. (Red.) 
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(Der Ortsname „Budorgis” bei Ptolemäus.) 


ders der Deutschen, von den Urgermanen an der Mündung der 
Weichsel in der Zeit des Tacitus und Plinius wert? Was sind 
alle Ausführungen von der „östlichen Herkunft“ der Slaven 2. 
B. von K. Moszyński wert? Wenn Ptolemäus im 2. Jahrhundert 
n. Chr. lechische Namen in Pomorze aufzeichnete, dann müssen 
dort doch Lechen seit sehr lange, seit wenigstens einigen Jahr- 
hunderten gesessen haben! Also ist des Ptolemäus Budorgis 
zusammen mit Kalisia eine sehr starke Stütze aller Beweise, 
die in den verschiedenen Bänden der Slavia Occidentalis zu 
Gunsten der langen Ansässigkeit lechischer Stämme zwischen 
Weichsel und Oder angeführt sind. Es ist wohl nicht nötig 
mzuzufügen, daß auf diese Weise noch eine stärkere Grund- 
lage auch die Herleitung des sinus Codanus aus den lechischen 
Sprachen gewinnt, wie das oben S. 365 ff. nachgewiesen ist.“ 


[Haplologia praslowiarıska (pralechicka). Ptolemeusza Bu- 
dorgis; in: „Slavia Occidentalis“, Bd. VII (1928), S. 508/9.] 
(74) 


Tymieniecki, K. Geſchlecht und Staat in den 
Anfängen Polens, 

Ausgehend von den Anſchauungen Eduard Meyers (Geſchichte 
des Altertums, 1. B., 1. H., 3. Aufl. 1910, S. 5 ff.), Belows (Der 
deutſche Staat des Mittelalters) und Keukgens (Der deukſche Staat 
des Mittelalters) über die Entftehung des Staates, verkritk der 
Verfaſſer in ſeinem Aufſatze, der in der Feſtſchrift zum 70. Ge- 
burtstage des ehemaligen Slaviſten an der Berliner Univerſität, 
Profeſſor Alexander Brückner, erſchienen iſt, die Meinung, daß für 
Polen eine Mittelftellung zwiſchen dieſer Theſe und der für Böh- 
men durch Julius Lippert vertretenen Behaupkung von der 
Priorität der Geſchlechterverbände anzunehmen fei. 

Im Gegenſatz zu‘ den polniſchen Gelehrten, die fih im allge- 
meinen der Lipperkſchen Theorie angeſchloſſen haben (vor allem 
O. Balzer in feiner Arbeit: Rewizja teorji o pierwotnem osadnic- 
twie w Polsce) ſiehl Tymienicki es mit aller Vorfiht als möglich 
an, für Polen „zwei nebeneinander ursprünglich bestehende 
Gruppen anzunehmen, und zwar eine kleine und eine große 

Tuppe. Der ersteren wird Geschlecht und Familie, der anderen 
der Staat entsprechen, dessen politische Organisation im beson- 
deren Falle die der Sippe als der frühesten Form des Staates 
Sein wird. Ein solches Bild wird auch in vollster Ubereinstim- 
mung mit unseren ältesten Quellen stehen 
Auf der Kulturstufe, auf welcher sich die Slaven zur Zeit 
ihres vollständigen Hervortretens auf dem Schauplatze der Ge- 
Schichte befinden, d. h. in dem Zeitraum zwischen dem 6. und 
10, Jahrhundert unserer Zeitrechnung, können wir bei ihnen die 
vier wichtigsten gesellschaftlichen Gruppen unterscheiden, Ihre 

irkungssphäre ist weiter oder enger, und vorstellen können 
Wir uns sie nach der Art konzentrischer Kreise, d. h. die einen 
befinden sich innerhalb der andern. Diese vier Gesellschafts- 
Stuppen sind: Stamm, Bruderschaft, Geschlecht und Familie. 

Dieses Schema kann man noch mehr vereinfachen, indem man 
sich vor allem auf die beiden wichtigsten und zugleich am 
wenigsten hinsichtlich ihrer Bedeutung zweifelhaften be- 
Schränkt, nämlich auf das Geschlecht, als die kleinere, und den 
Stamm als die größere Gruppe“. 


[Ród i państwo w Polsce pierwotnej; in „Studia staro- 
polskie“, Krakau 1928, S. 3 ff.] (77) 
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Ausbaupläne für die polniſche Küſte. 


Auf Grund einer interminiſteriellen Konferenz, die in Gdingen 
im Juni 1927 ſtattfand, erließ das Winiſterium für öffentliche Ar- 
beiten Einladungen zu einer grundlegenden Beſprechung über alle 
Fragen, die mit dem Ausbau der polniſchen Küſte verbunden ſind. 
Dieſe Konferenz fand in der Zeit vom 7.—9. Oktober 1927 in 
Gdingen ffatt; unter den über 80 Teilnehmern befanden ſich der 
Miniſter für öffenkliche Arbeiten, Moraczewski, mit 5 Beamten 
feines Reſſorts, drei Verkreker des Kultusminiſteriums, zwei Yer- 
frefer des Kriegsminiſteriums, und auch die übrigen Miniſterien 
waren durch mindeſtens einen Beamten vertreten. Ferner nahmen 
an dieſer Beſprechung keil: der inzwiſchen verſtorbene Wojewode 
von Pommerellen, der Landeshauptmann Dr. Wybicki (früher 
praktiſcher Arzt in Danzig), Verkreker der Univerſitäken Krakau 
und Poſen, der pommerelliſchen Handelskammern uſw. Der vor- 
liegende Bericht wird auf Grund des in dieſem Jahre als Druck- 
ſchrift erſchtenenen Berakungs-Prokokolls erſtaktek. Der Beratungs- 
ſtoff wurde nach verſchiedenen Hauptfragen aufgeteilt. 

Zur erſten Frage, der rationellen Ausnutzung der 
Küſtengebietke im Zuſammenhang mit Pro- 
blemen des Bauweſens ergriff in der Diskuffion der 
Richter Chmielewski das Work und meinke, die Agrarreform habe 
bisher die deutſchen Gutsbeſitzer auf der Putziger Kämpe geſchützt: 
„Wächter der Sobieski-Allee in Rutzau müßten polnische Bauern 
und nicht ein deutscher Gutsbesitzer sein“ (S. 19/20). Im An- 
ſchluß hieran ſtellte er den Antrag: „Die Enquête erachtet die 
Durchführung der Agrarreform auf den am Meere gelegenen 
Gütern des Grafen Below und des Herrn Rodenacker für 
zweckentsprechend“ (©. 20). 

Bei der Frage der Anlage eines Fiſchereihafens wurde die 
Regulierung der Piasnigmündung und Schaffung eines Hafens im 
Zarnowitzer See behandelt. Über die Wöglichkeik der Ausgeftal- 
kung der Seefiſcherei wurde ein längeres Referat erſtaktek, in 
welchem als Grund für die geringe Ergiebigkeit (im Jahre 1926 
waren es 1,8 Millionen Zloty) die Rückſtändigkeit des Seefiſcherei- 
bekriebes genannt wurde. Der kaſchubiſche Fiſcher warte auf den 
Fiſch, ſtatt ihn zu ſuchen: „Wegen der schwierigen Lage wächst 
die Tendenz, den Beruf zu verlassen, zumal Gdingen und die 
Sommergäste sichere und bessere Verdienste eröffnen“. 
Demgegenüber müſſe „der Fischer und auch der Fischereiberuf, 
. . die von so hoher Bedeutung für unsere Marine sind, ge- 
pflegt werden“. 

Die Fiſcherei fei in zweifacher Hinſicht auszubauen: 1. Hochſee— 
fiſcherei in der Oſtſee, 2 Nordſeefiſcherei [II. Dazu feien von der 
„Bank Gospodarſtwa Krajowego“ Ausrüſtungsfirmen zu gründen 
bzw. durch Kredit zu unkerſtützen. Dieſe ſolle auch die bisher be- 
klagenswert ſchwache Genoſſenſchaftsbildung unter den Fiſchern 
energiſcher fördern. Eingehend verweilte der Referenk dann bei den 
Vorarbeiten zur Schaffung einer Hochſeefiſchereiflokte [II, die neben 
den wirkſchafklichen Vorkeilen eine vorzügliche Ausbildungsſtäkte für 
die Marine fein würde. Notwendig feien zwei Arten von Fiſcherei— 
häfen: 1. Schutzhäfen für Küſtenfiſcher, 2. Häfen für die Hochjee- 
fiſchereibooke, „drifters“. Erſtere wären zu mehreren an der Küſte, 
Hela, Heiſterneſt uſw. zu bauen, für den letzteren komme nur 
Gdingen in Frage. Nokwendig ſeien ferner: eine Fiſchhalle, ein 
Kühlhaus mik enkſprechenden Bahn- und Waſſerverbindungen, 
ferner beſondere Einrichkungen für die zu erwarkenden Herings- 
fänge, Lagerhäuſer, zumal „bei den gegenwärtigen Bedingungen 
fast der ganze Handel durch Danzig geht und es lebenswichtig 
für den Staat wäre, diese Vermittlung zu beschränken und die 
Preise zu verringern.“ Die außerdem geforderte Schiffswerft ſolle 
nicht nur Boote und Kutter, ſondern auch Motore reparieren. 
Weiter beklagte der Referent, daß bei der Verſorgung mik 
Fiſchereigeräten es dem Seefiſchereiamt und Handelsmarineamk 
noch nicht gelungen fei, Danzig feine Stellung als 
Verſorgungszenkrum zu nehmen und in Gdingen 
enkſprechende Läger zu gründen, deren Preiſe ſtaaklich zu kon- 
krollieren feien, weil es fih gezeigt habe, daß einheimiſche Fabri- 
kate in Gdingen um 20 % teurer als in Danzig feien. 

Ferner forderte der Referent den Bau einer zweiten Fiſcher— 
kolonie in Gdingen und beſonders ein Fiſcherheim auf der Halb- 


124 


Fraktur — Beridt. 
Antiqua — wörkliche Überfegung des polniſchen Teztes. 


(Ausbaupläne für die polnſſche Küſte.) 


inſel Hela: „Am besten wäre es, planmäßig eine polnische 
Ficherkolonie auf Hela selbst zu schaffen. . . Die Ansiedlung 
einer gewissen Anzahl von Familien mit gewissen Privilegien 
und entsprechenden nicht zu schweren Verpflichtungen 
könnte vollkommen den Charakter dieses 
wertvollen Postens auf der Halbinsel ver- 
andern und seine Zuneigung zu Danzig als 
utterstadt und Hafen vermindernt). Vom 
Standpunkte der Wirtschaft und des Staatsgedankens aus 
Onnte eine solche Aktion ungeheure Bedeutung gewinnen.“ 

Zu diefem Referat äußerte Direktor Weyers von der „Bank 

Gospodarſtwa Krajowego“: die Kredithilfe für die Fiſcher ſei im 

ange, in den letzten Monaten feien bereits 700 000 Zloty zu 
5 75 % ausgeliehen worden, ferner habe die Bank die „Erſte pol- 
niſche Seefiſchervereinigung“ in Gdingen gegründet, in deren Vor- 
tand ein Vertreter der Bank ſitze. Weyers machte über die 
Jiſcherei folgende Angaben: es feien 1200 Fiſcher, aber nur 

Mokorkukter vorhanden; der größte Teil der Geräte ſtamme 
aus Deutſchland (weil dort beffer und billiger): an Krediten fei 
gewährt worden: 120 000 Zloty für Netze, 350 000 Zloty für Kutter; 
vorgeſehen feien außerdem noch 150 000 Zloty für Hausrepara- 
kuren. Die Bank plane ferner die Errichkung einer Werft für den 

au von Fiſchkuktern. Der Referent ſprach ſich für den Bau der 
geforderten Einrichtungen aus, denn „die Danziger Kaufleute 
Verdienen 20 %; das Kapital, das die Fischer dort ausgeben, 
würde im Lande bleiben“. Direktor Rummel von der Staats- 
ſchiffahrt (Żegluga Polska) befürwortete den Ankauf von größeren 

uffern: „gegenwärtig kaufen wir von den Deutschen kleinere 
Kutter; diese dagegen für das von uns erhaltene Geld größere, 
die ihnen die Konkurrenz erleichtern“. 

Als Verkreter der kaſchubiſchen Fiſcher ſprach ein gewiſſer 
Glowezewski. Nach Erwähnung der Schwierigkeiten 3. B. bei Er- 
langung des Kredits von 40 000 Zloty für einen großen Kutter 
verbreitete er fih zunächſt über den Bau der Fiſchereiwerft, forderte 
eine zweite größere in Orböft, befürwortete beſonders den geplan- 
ken Bau der Fiſcherkolonie Hela und meinke: „Die Frage der 
Fischerkolonie Hela ist in Warschau sehr günstig aufgenommen 
worden, nur das Kriegsministerium will seine Gelände nicht 
frei geben. Die Einrichtung einer polnischen 

ischerkolonie in Hela, die unweit des Hafens ge- 
baut werden muß, liegt im Interesse der Poloni- 
Sierung dieser Siedlung“) (©. 5). 

In dem Referat über die Seebäder wurde beſonders auf 
deren wirkſchaftliche Bedeutung hingewieſen. Im letzten Jahre 
(1927) hätten 18 000 Sommergäſte an der Küſte mehrere Millionen 

loty verausgabt. Im Anſchluß daran ſtellte der Referent eine 
ganze Reihe von Ankrägen: Verleihung der Gemeindeverfaſſung 
an Orte, die bisher dieſe nicht beſitzen; Waſſerleitung und Kanali- 
lation für die Küſtenorte; drei Krankenhäuſer für je eine Gruppe 
von Bädern: Hela, Großendorf und Gdingen; Elektrifizierung; 
Förderung der Kurorte durch Staakskredite und enkſprechende 
Steuerpolitik u. a. m. In der Diskuffion wurde haupkſächlich die 

rage erörtert, welche Orte beſonders als Seebäder geeignet 
ſeien. Gdingen als künftiger Großhafen könne nicht mehr in Be- 
kracht kommen. Die Staatshilfe folle fih auf einige wenige, wenn 
nicht gar auf einen Ort beſchränken, der ſolche Einrichtungen und 

orzüge erhalten müſſe, daß er das polniſche Gegengewicht gegen 

oppot bilden könnte (S. 58). Ferner verblieben als unterftüßungs- 
würdig: Adlershorſt, Koliebken, Hallerowo und das geplanke Bad 
in Heiſterneſt, zumal dieſes außerhalb der alten Fiſcherdörfer liegen 
werde. In der Diskuſſion wies der Wojewode auf die kurze Saiſon 
Gwei Monate) hin, die der Entwicklung entgegen ſtehe. Es würde 
bisher zu primitiv (mit Ausnahme von Hallerowo) gebaut. Zur Ver- 
längerung der Saiſon auf 4 Monate forderke er die Errichtung von 

chwimmbaſſins mit warmem Seewaſſer. Von anderer Seite (Sta- 
roſt des Kreiſes Neuſtadt) wurde in der Diskuffion darauf hinge- 
wieſen, daß der Bau des Bades bei Heiſterneſt unzweckmäßig fei, 
da der Wald nicht beſeitigt werden könne, ohne den Beſtand der 
ganzen Halbinſel Hela zu gefährden. Der Staroft ging ferner noch 
a Een 
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ein auf die Frage der geforderten Tranſitzüge, die von Dirſchau bis 
Gdingen geſchloſſen über Danziger Gebiet geführt werden ſollken. 
Dieſen Anträgen könne aber nicht enkſprochen werden, „damit 
Danzig nicht im Wege der Gegenseitigkeit 
transitfreie Züge nach Berlin verlange)“. 

Der Bürgermeiſter von Gdingen (Krauſe) wandte fih gegen die 
Vernachläſſigung Gdingens als Badeork. Gdingen beſäße noch 
genügend Raum für Badezwecke bis nach Adlershorſt hin, ver- 
wende ferner namhafte Beträge aus der nach preußiſchen Geſetzen 
erhobenen Kurtaxe für Verſchönerungszwecke uſw. In der weikeren 
Diskuſſion wurde betont, daß möglichſt ſchnell gehandelt werden 
müßte. Ein in der Zeitſchrift der See- und Flußliga („Morze“) 
erſchienener Artikel zeige einen bedauerlichen Peſſimismus. Da- 
nach ſei die Zahl der Gäſte um 20 % gefallen, da die Zuſtände 
zu ſchlecht feien. Schlechte Bewirtſchaftung, ſchmutzige Ortſchafken, 
Fehlen aller ſanitären Einrichtungen ſchreckken die Gäſte ab. Die 
Unbequemlichkeiten wögen die relative Billigkeit, die auch im 
Schwinden ſei, vollmommen auf. 

über den Schuß der Volksinduſtrie und der ka- 
ſchubiſchen Eigenart referierte Dr. A. Majkowski [Arzt 
in Karthaus, Verfaſſer des „Führers durch die Kaſchubiſche 
Schweiz“ und vor dem Kriege Herausgeber der jungkaſchubiſchen 
Zeitſchrift „Gryf“J. Er ſprach „über die kaschubische Bevölke- 
rung überhaupt, die in breiter Masse die Kreise Putzig, Neu- 
stadt, Karthaus, Berent und den nördlichen Teil von Konitz be- 
Wohnt, und die aus kulturellen, nationalen und 
praktischen Gründen als ethnographische 
und kulturelle Einheit behandelt werden 
muß“). Wegen der großen nationalen, kulturellen, künſtleriſchen 
und wirtſchaftlichen Werke, die ſie in ſich berge, forderte er für die 
ſchwindende Volksinduſtrie energiſche Hilfe. In den folgenden 
Ausführungen charakkeriſierk er die einzelnen Zweige: Weberei, 
Schnitzereien in Holz, Bernſtein, Neßſtrickerei, Stickereien (beſon⸗ 
ders gefördert durch Frau Gulgowska) und endlich die Töpferei 
(die in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts durch die 
weſtdeutſche Konkurrenz vernichtet worden fei). Die Eigenart der 
Kaſchubei, die Volkskrachken, feien ſchon feit 40 Jahren verfhwun- 
den, nur wenige Reſte ſeien noch zu finden. Ebenſo ſtünde es um 
die heimiſche Bauweiſe; und Verſuche, propagandiſtiſch auf Be- 
lebung hinzuwirken, ſeien ohne Ergebnis geblieben. 

Majkowski forderte ferner Fürſorge für die prähiſtoriſchen 
Reſte in der Kaſchubei, u. a. die fog. „Schloßberge, die ein Be- 
weis für den Zoroasterkult (!) in diesen Gegenden in vorhistori- 
scher Zeit sein sollen.“ Im Anſchluß hieran findet ſich eine duhe- 
rung von ihm in dem Protokoll, die nicht unwichtig ift im Hinblick 
auf Behaupkungen des Poſener Prähiſtorikers Profeſſor Koſtrzewski, 
die dieſer in feiner Schrift über die Steinkreiſe von Odry getan hat. 
(Vgl. Oſtland-Berichte, Jhrg. 2 (1928), Nr. 5, S. 84.) Während hier 
Koſtrzewski fih bemüht hat, die keilweiſe Vernichtung dieſer vor- 
geſchichtlichen Überrefte in die Zeit zurückzuverlegen, da diefe Ge- 
biefe noch unker preußiſcher Herrſchaft ſtanden, finden wir in der 
vorliegenden Schrift die unzweideutige Anklage Majkowskis gegen 
die polniſchen Behörden: „In den letzten Jahren sind viele Stein- 
kreise und Kurgane infolge der Steinausbeute zerstört worden, 
eine Maßnahme, die man aus kulturellen Erwägungen heraus 
einstellen muß.“ Majkowski berührt hier eine Tatſache, die 
Koſtrzewski ebenfalls an einer Skelle vorſichkig andeufet und die 
dieſen ſogar zu der wiſſenſchaftlich unzuläſſigen Methode veranlaßt 
hat, die durchſuchten Kurgane nicht aus Steinen, ſondern aus Erde 
wieder aufzubauen, da die polniſche Forſtverwaltung, die ſchon 
mehrere Kurgane der Steine wegen eigenmächkig zerſtörk hakte, 
auch aus den von Koſtrzewski unkerſuchten Kurganen die Steine 
für Wegebauzwecke in Anſpruch genommen hat! 

Des weiteren behandelte Dr. Majkowski das von dem verffor- 
benen Lehrer Iſidor Gulgowski vor mehr als zwanzig Jahren in 
Weitſee angelegte Kaſchubiſche Mufeum?) und wies darauf hin, 
daß die Errichtung dieſes einzigen in Pommerellen vorhandenen 


1) Von uns geſperrt. (Red.) 

2) Vgl. hierzu die beiden Bücher von Gulgowski: „Kaſchubiſche Hausinduſtrie“ und 
„Von einem unbekannten Volke in Deutſchland“ Berlin 1911. Gulgowski nannte ſich 
damals mit dem Beinamen „Seefried” und dem Vornamen Ernſt! (Red.) 
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Dorfmuſeums weſenklich gefördert worden ſei durch Beihilfen 
der preußiſchen Regierung. Jetzt fei das Muſeum im 
Beſitze der Witwe Gulgowskis, und es fei erwünſcht, daß der polni- 
ſche Staat es käuflich erwerbe oder wenigſtens der Beſitzerin eine 
jährliche Subvention zahle. Eine Verlegung dieſes Muſeums in 
irgendeine Stadt ſei nicht ratſam. 

Schließlich forderte der Referent ein Kaſchubiſches Muſeum in 

dingen, das entweder als beſonderes Inſtikuk oder als eine Ab- 
teilung des Seemuſeums eingerichtet werden und folgende Auf- 
gaben erfüllen müſſe: 1. Sammlung von Erzeugniſſen der kaſchubi⸗ 
ſchen Volkskunſt, Hausinduſtrie in Form von Gegenſtänden, Zeich⸗ 
nungen und Phokographien, 2. Schaffung einer entſprechenden 
Bibliothek. Die beſtehende Hausinduſtrie müſſe durch Ausftellun- 
gen und Stipendien gefördert werden. Zur Verwirklichung dieſer 
Pläne folle ein Delegierter der Wojewodſchaft die Vorarbeiten 
chon jetzt übernehmen, dieſer ſolle ein Verzeichnis der künffig in 
das Muſeum aufzunehmden Stücke anfertigen und mik den ent- 
ſprechenden Behörden einen genauen Arbeitsplan aufſtellen. Im 
Anſchluß an die Ausführungen des Referenten forderte Richter 
Chmielewski ein Inkernak für den Seekreis in Gdingen, in dem 
Lehrkurſe für Bernſteinbearbeitung, Stickerei u. a. abgehalten 
werden ſollen. 

über das geplante Meeres-Inftitut und das 
Meeres- Mu feum wurde ein Referat verleſen, das der War- 
ſchauer Univerfitätsprofefjor Antoniewicz im Namen der polni- 
ſchen Landeskundlichen Geſellſchaft erftattet hatte. Nach der Forde- 
rung des Verfaſſers ſoll das Meeres-Muſeum zeigen: „die Be- 
Strebungen, welche dahin zielen, für die Macht des polnischen 
Staates, für das Wohl seiner Bevölkerung und für das Wohl der 
Menschheit das uns gegenwärtig zugängliche und in der Zukunft 
in beträchtlich weiteren Grenzen zustehende polnische Meer 
auszunutzen“ (S. 84). Im Anſchluß hieran bemerkte der Referent: 
„Ich habe die Empfindung, daß durch eine allerdings geschickte 
und farbenreiche Verbindung der Gefühlsmomente in der 
historischen Abteilung mit dem objektiven Bild der Natur und 
des Landschaftsbildes in der systematischen Abteilung und fer- 
ner mit den träumerischen, aber auf realen Möglichkeiten auf- 
gebauten Zukunftsplänen man alle propagandistischen, päda- 
Logischen, wissenschaftlichen und idealistischen Momente er- 
reichen kann, welche die Hauptgrundlage für das Programm 
des polnischen Meeres-Museums bilden müssen. In dem Museum 
Soll jeder Besucher verstehen und erkennen, was wir als Be- 
sitzer des Meeres bedeutet haben, was das Meer und die polni- 
sche Küste bedeuten; und er soll Sehnsucht, Begeisterung und 
Glauben an die künftige Rolle Polens auf dem Meere, an dessen 
größere Seegeltung — größer als jetzt und größer als früher 
— empfinden“ (S. 84). 

Im einzelnen ftellte der Referent folgende Forderungen auf: 
die hiſtoriſche Abteilung foll veranſchaulichen: Die Geſchichte des 
Zugangs Polens zum Meere bis zu den Teilungen (Oſtſee und 
Schwarzes Meer), die Geſchichte der polniſchen See- und Weih jel- 
ſchiffahrt, die Geſchichte der polniſchen Entdeckungsfahrten zur 
See (Dokumente, Bilder, Reiſebeſchreibungen). Die ſyſtemakiſche 
Abteilung ſolle nur die Oſtſee betreffen und die Geologie und 
Hydrographie der Oſtſee behandeln. Der Referent forderte ferner 
eine paläonkologiſche und paläobokaniſche Abteilung, eine Dar- 
ſtellung der Befiedlung der Oſtſeeküſte, der Bernſteininduſtrie, der 
Handelswege der Oſtſee. „Die Geschichte unserer Meeresküste 
läßt sich darstellen in den Denkmälern, welche sich auf die Ge- 
Schichte unserer polnischen Häfen, unserer an der Ostseeküste 
gelegenen Städte und Dörfer, ferner auf den Handel und den 
Fischfang, diese beiden wichtigen Grundlagen unseres Wohl- 
Standes, beziehen.“ Die der Zukunft gewidmete Abteilung des 
WMuſeums foll nach Meinung von Profeſſor Antoniewicz bieten: 
„eine historische und ethnographische Begründung unserer 
un verjährten und immer mehr unwiderruf- 
lichen Rechte auf weitere Küstengebiete, als 
Wir sie heute besitzen)“, Hafenbaupläne, Pläne für 
Verkehrseinrichtungen, für Städtebauten, für Handels- und In- 
— 
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dustriezentren, für Sommerkurorte, für Forschungsinstitute, für 
Seeschulen sollen aufs Beste zeigen, wie wir fest und konse- 
quent auf die Ausnutzung der unschätzbaren Werte der polni- 
schen See hinarbeiten.“ 

Die Koſten für das Muſeum follen zum Teil vom Staat und 
zum anderen Teil von der Selbſtverwaltung getragen werden; dieſe 
Forderung fei um jo mehr berechtigt, weil durch das Muſeum die 
Anziehungskraft der Küſte fteigt. „Auch der Staat erwirbt durch 
zielbewußte Unterstützung eine Repräsentations- und Propa- 
gandastätte von nicht geringer Bedeutung sowohl dem In- 
wie auch dem Auslande gegenüber“. Und zwar ſoll dieſes Mu- 
ſeum in Gdingen, „das kein Pole und kein Ausländer, wenn er 
die polnische See kennen lernen will, mehr umgehen kann“, 
entſtehen. Erwünſcht wäre es nach Meinung des Referenten, wenn 
das Muſeum räumlich und organiſakoriſch in enkſprechende Ver- 
bindung mit dem Meeres-Inftitut gebracht werden könnte, denn 
beide Inffifufe könnten fih gegenfeitig ergänzen. Doch alle diefe 
Fragen müßten reiflich erwogen werden. 

Wenn auch die Schaffung eines Meeres-Muſeums febr drin- 
gend ſei, ſo ſolle man aber doch lieber ſolange warken, bis die 
nötigen Mittel geſicherk feien: „lieber warten, als dieses bedeu- 
tende Institut zum Gespött im In- und Auslande zu machen“. 

Im Anſchluß an dieſen Berichk verlas Profeſſor Wodziczko 
im Namen der Univerfität Poſen folgenden Antrag: „Die Uni- 
versität Posen, von dem Grundsatz ausgehend, daß die Bedürf- 
nisse der reinen Wissenschaft ebenfalls bei dem Ausbau der 
polnischen Seeküste in Rechnung gezogen werden müssen, stellt 
mit Bedauern fest, daß die bisherigen Versuche, eine wissen- 
schaftliche Station zur Erforschung des polnischen Meeres zu 
schaffen, keine günstigen Resultate geschaffen haben und tritt 
mit dem neuen Antrage hervor, in Gdingen im Zusammenhang 
mit dem Meeres-Museum ein Meeres-Institut zu schaffen. Dieses 
Institut würde ausschließlich der reinen Wissenschaft dienen, 
und zwar der Hydrographie, Meteorologie, Geologie, Biologie 
und Geographie des Meeres und würde sich zusammensetzen 
aus Forschungs-Instituten und dem Meeres-Museum. Falls 
man Teile des Provinzialmuseums in Danzig 
erhielt et), so würden diese Sammlungen für das Meeres- 
Museum in Gdingen zu bestimmen sein.“ 

Über die Forderung der Touriſten referierte Dr. Le- 
narkowicz (Landeskundliche Geſellſchaft). Neben der wirkſchafklichen 
Bedeutung betonte er: „Ein ausgedehnter Touristenverkehr be- 
deutet eine polnische nationale und kulturelle 
Offensive.. . . Die polnischen Touristen, aus ganz Polen 
zur Ostsee gelenkt, können und sollen mit der Zeit das leben- 
digste Symbol und der treffendste Ausdruck für den lebendigen 
Drang des polnischen Volks zu seinem Meere sein.“ Notwendig 
fei eine Organifierung des zur polniſchen Küſte gerichteten Reife- 
verkehrs, der allerdings bisher die mangelnde Einſicht des Staates 
enkgegenſtände. Der Referent fordert Eifenbahnfahrpreisermäßi- 
gungen und Einſtellung beſonderer Ausflugszüge. Notwendig fei 
ferner der Ausbau des Aukobusverkehrs, ebenſo Einrichtung von 
Motorbootlinien an der Küſte, Schaffung von Unkerkunfks- 
heimen u. a. m. 

Von den Forderungen, die auf dem Gebieke des Sporks 
und der Leibesübungen erhoben wurden, ſind folgende 
bemerkenswert: den Mitgliedern der polniſchen Segelklubs foll 
das Recht der freien Ein- und Ausfahrt (und Aufenthalt) im Dan- 
ziger Hafen zuſtehen. Als Legitimation ſollen genügen: Klubflagge 
und Klubzerkifikat, desgleichen foll die Zollreviſion in Danzig für 
Boote forkfallen, die unter Klubflagge ſegeln, „denn das verlangt 
die Ehre und Würde des Banners des Polnischen Jachtklubs“. 

Der Pfadfinderverband forderte die Schaffung eines Übungs- 
lagers an der Seeküſte für 12 000 Jugendliche, das im Laufe der 
Jahre derark vergrößerk werden ſolle, daß es im Jahre 1940 ſchon 
40 000 Jugendliche zu beherbergen vermöge: „Der Pole ist ein 
Binnenlandtypus, man muß also die Jugend an das Wasser 
und das Meer bringen“, Beſonders geeignet für dieſes Lager ſei 
das Gebiet auf Hela zwiſchen Heiſterneſt und Hela. Von anderer 
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Seite wurde dieſe Forderung durch den Hinweis darauf unkerſtützt, 
daß Polen auf dieſe Weiſe ſeine Seereſerven verſtärken könne, denn 
die 1200 Fiſcher reichten nicht aus, um den Menſchenbedarf der 
Kriegs- und Handelsmarine zu decken. 
über den Ausbau Gdingens kam es ebenfalls zu einer 
längeren Ausſprache. Das zunächſt von Bürgermeiſter Kraufe 
verleſene Referat (das feiner Zeit der Inkerminiſterialkonferenz 
vorgelegte Projekt) über „Die Verwalkungsgrenzen von Groß— 
Gdingen“ deckt fih inhaltlich mit den Ausführungen von J. H. 
Kwialkowski, über welche in den Oſtland-Berichten, Ihrg. 2 (1928), 
Nr. 4, S. 75/76, berichtet worden iſt. Nachgekragen foll hier 
werden: Die „Bank Gospodarſtwa Krajowego“ hat an Krediten 
bisher 1376 000 Zloty gewährt, davon ein Viertel an die „Barm- 
berzigen Schweſtern“ und den Reſt an 20 andere Grundeigenkümer. 
Die Summe ſtände aber in keinem Verhältnis zum Bautempo des 
Hafens. Entſprechend der ſchnellen Entwicklung des Hafens müſſe 
auch die Entwicklung der Stadt gefördert werden, „damit der Hafen 
Nach seiner Fertigstellung sich nicht in einer Einöde befände“. 
In Ergänzung des Referats forderte der Bürgermeiſter die Er- 
höhung der für 1927 feſtgeſetzten Subvention in Höhe von 500 000 
Zloty auf drei Millionen Zloty im Jahre 1928, ferner Abtretung 
von Staatsländereien an die Stadt (für das künftige Induffrie- 
gelände, die Villenkolonie, und für das Gymnaſium mit Internat 
der Jeſuiten). Außerdem forderte er noch: Erhöhte Baukredite für 
dingen, ferner ein Kreisgericht für Gdingen ſowohl als Preftige- 
erhöhung als auch zur Erleichterung des Rechksverkehrs, Schaffung 
eines Kakaſteramks und endlich Befeſtigung der Ufer bei Skeinberg 
auf einer Strecke von 300 m „in derselben Weise wie die Deut- 
schen diese vor dem Kriege bei Oxhöft durchgeführt haben“. 

Der inzwiſchen verſtorbene Wojewode wies auf die finanziellen 
Schwierigkeiten der Stadt Gdingen hin, die ſich immer ſchneller 
verſchulde; er forderte daher Prüfung der Reihenfolge der In- 
veſtierungen bezüglich ihrer Dringlichkeit. Seiner Meinung nach 
ſtehe Waſſerleitung und Kanalifation an erſter Stelle. Von anderer 
Seite wurde der Ausbau des Schulweſens gefordert. Gdingen habe 
zwar gegenwärkig 5000 Einwohner, die Steigerung auf 30 000 ſtehe 
aber in nächſter Zeit zu erwarten und demenkſprechend feien die 
Anlagen einzurichten. Kritiſiert wurde auch die Kreditpolitik der 
„Bank Gospodarſtwa Krajowego“, die ihre Kredite nur für Mo- 
numenkalbauken zur Verfügung ſtelle. Hierzu erklärte der Direktor 
dieſer Bank, daß die Bank hierbei nur die Rolle des Kontrolleurs 
und Kaſſierers habe, über die eigentliche Gewährung der Kredite 
enkſcheide dagegen das Aufbaukomitee für Gdingen, und gegen 
deffen Entſcheidung habe die Bank nur ein Veko-Recht. Weyers 
wies ferner auf die Dringlichkeit des Baus von Arbeiterbaracken 
hin, die auf 5000 Menſchen zu berechnen ſeien. Die gegenwärkig 
beim Hafenbau beſchäftigten Arbeiter feien ungenügend unter- 
gebracht, zum Teil in Booten, Brekterverſchlägen uſw.; das fei 
weder der Geſundheit zuträglich noch auch fördere es die öffentliche 
Sicherheit. 

Schriftlich äußerte fih Dr. Sabakowski-Lemberg über den Bau 
eines Krankenhauſes in Gdingen, das einen Doppelcharakter haben 
müſſe, erſtens den Bedürfniſſen des Hafens dienen (Quarankäne, 
Auswanderer), zweitens als Krankenhaus für den Sommerverkehr 
an der Küſte. 

Minifter Moraczewski ſprach von Gdingen als von einer Stadt, 
die künftig 100 000 Menſchen zählen ſolle, erklärte die ſtädtiſche 
Bodenpolikik als durchaus vernünftig, da die Stadt bei einem künf- 
tigen Verkauf Gewinne erzielen werde. Neben der Unkerſtützung 
der geftellfen Anträge forderte er eine langfriſtige Inveffierungs- 
ante: deren Rückzahlungsfriſt auf mindeſtens 10 Jahre bemeſſen 

ein müſſe. 

eh a Loth aus Warſchau wies auf die Planlofigkeit in der 
Stadtanlage hin, krififierte den Bauplan des Minifteriums für 
öffentliche Arbeiten, der mit Gdingen umgehe, als ob dorf bisher 
nichts geſtanden habe. So ſeien 3. B. einige Straßen durch Häuſer 
hindurchgelegt worden, die erft angekauft und abgebrochen werden 
müßten. Der gegenwärtig aufgeftellte Grundſatz, daß Gdingen ſich 
aus eigenen Kräften entwickeln ſolle, ſei falſch. Vor kurzem ſei es 
noch ein Dorf geweſen, und jetzt fei es ein Städtchen, das man mit 
Gewalt zu einer Großſtadt machen wolle, und zwar allein mit den 
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Finanzmitteln der Stadt. Gdingen werde als Stadt nie die nötigen 
großen Anleihen erhalken. Daher müſſe ein Skaaksfonds für die 
Umgeſtaltung Gdingens zu einer rationell ausgebauten Hafenſtadt 
geſchaffen werden. Sonſt werde eine Stadt enkſtehen, „die zum 
Gespött für In- und Ausland wird“. Zum Schluß feiner Erklärung 
lehnte er noch einmal kakegoriſch Regierungs- und Bankkredite ab 
und forderte ſtaakliche Subvenkionen. 

Von den Ankrägen der übrigen Küſtenorke ſeien hier nur die 
von Hela erwähnk. Es wurde darüber Klage geführt, daß, obwohl 
in Hela ſchon 100 Polen wohnken und 17 Kinder zur Schule gingen, 
diefe deutſch fei und der Unterricht von einem evangeliſchen Deut- 
ſchen erteilt werde. Die Bevölkerung!) fordere die Errichtung 
einer polniſchen Schule. 


[Plan rozwoju Polskiego wybrzeża morskiego. Protokół 
ankiety . . . . opracował Dr. M. Orlowicz. Warschau, 1928.] 
(80) 


dur Entſtehung der polniſchen Handelsflotte. 


Nachdem bereits früher von uns („Oſtland-Berichte“ Ihrg. 2, 
Nr. 1—2, S. 31) über den Stand der polniſchen Handelsflotte am 
1. Januar 1928 berichtet worden iſt, ſei über die Geſchichte ihrer 
Entſtehung aus einem größeren Werk über „Polens See- 
wirkſchaftspolikik“, das vor kurzem auf Veranlaſſung des polni- 
ſchen Minifteriums für Gewerbe und Handel herausgegeben 
wurde, folgendes nachgefragen: 

Zunächſt finden wir hier die üblichen Ausführungen über die 
Mängel, die das Fehlen der eignen Flotte zur Folge gehabt habe; 
zudem „würden auch die neuzeitlichen Einrichtungen Gdingens 
ihr Ziel verfehlen, solange der gesamte Seetransport in frem- 
den, davon 44 % uns feindlich gesinnten?) Händen verbleiben 
sollte“ (S. 193). Als Erläuterung hierzu wird behauptet, daß 
deutſche Schiffe, die für Gdingen gecharterk worden feien, fih 
eigenmächtig nach Danzig begeben hätten, bzw. lieber Zeit durch 
das Warten auf Ladeplatz in Danzig verloren hätten, als den 
polniſchen Hafen zu benutzen. „In beiden Fällen handeln die deut- 
schen Schiffe im Einvernehmen mit ihren Direktionen, die die 
Tonnage vom polnischen Hafen abziehen und gleichzeitig Polen 
durch die Liegekosten dieser Schiffe in Danzig schädigen 
wollen“ (S. 193/194). !! Als Beiſpiel „deutſcher Sabotage“, 
„die unerschöpflich in ihren Mitteln, unsere Waren zu dis- 
kreditieren, war“, wird die angebliche Tatſache erwähnt, daß u. a. 
„land wirtschaftliche Maschinen für den nahen Osten dank der 
Vermittlung der deutschen Flotte [!] am Bestimmungsort in 
völlig unbrauchbarem Zustande“ angekommen ſeien (S. 194). 
Des Weiteren werden, diesmal allgemein, die „ganz unbegrün- 
deten“ Frachterhöhungen gerade für Kohlenkransporke in den 
Jahren 1925/26 bedauert. Im Anſchluß an Roſtkowski (von dem 
die Projekte für den derzeit erfolgenden Ausbau der Regierungs- 
flotte ſtammen) berechnet der Verfaſſer die jährlichen Fracht- 
aufwendungen Polens auf rund 2% Millionen Pfund, „während 
in anderen Staaten eine gut entwickelte Schiffahrt ein bedeu- 
tender Aktivposten der Handelsbilanz ist“. 

Über die Gründe für die bisherige „Vernachläſſigung“ der 
Handelsflotte meint der Verfaſſer: „wir müssen vor allem die 
Tatsache beachten, daß die uns zuerkannte Seeküste weder 
einen Handelshafen oder eine größere Hafenstadt besaß, noch 
auch ein Seeschiff, das Eigentum Polens hätte werden können“ 
(S. 195). [Gerade bei einem Wirkſchafkler iſt es doppelt ver- 
wunderlich, hier Danzig, das allerdings nicht „polniſche Hafenſtadt“ 
im politiſchen Sinne ift, fo ganz und gar unerwähnk zu ſehen, um 
fo mehr, da doch gerade Danzig zur Freien Stadt gemacht worden 
ift, um Polen den ungehinderten Zugang zur See zu verſchaffen.] 


1) Aus welchen Elementen dieſe „Bevölkerung“ Helas ſich zuſammenſeßt, iſt 
leider nicht angegeben. (Red.) 
2) Damit find die deut ſchen Schiffe gemeint! (Red.) 
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Die Küſte ſei Polen kahl und leer zugefallen. Dann feien aller- 
dings die politiſchen Schwierigkeiten Polens im Jahre 1920 binzu- 
gekommen, ferner die Schwäche der Staatsfinanzen, der niedrige 
Valutaſtand, der den Ankauf der benötigten (2) Tonnage im Aus- 
lande erſchwerke, und — wie der Verfaſſer dann ſelbſt zugibt — 
„oft auch die Unfähigkeit der ersten Schiffahrtsunternehmun- 
Sen“ endlich aber, „vor allem die allzu vorsichtige Politik der 
Regierung, welche die Frage des Aufbaus der Flotte allein der 
Privaten Initiative überließ, ohne ihr entscheidende Stütze zu 
gewähren“ (S. 195). 
ber dieſe privaten Anſätze maht der Verfaſſer ſodann einige 
inkereſſante Ausführungen: Zunächſt hätten fih die Polen in den 

ereinigten Staaten (wie auch auf jo vielen anderen Gebieten!) 
für dieſe Frage inkereſſiert und ſofork nach Entſtehung des polni- 
ſchen Staates die „Polniſch-Amerikaniſche Seeſchiffahrks-A.-G.“ 
Golsko-Amerykafska Zegluga Morska) mit einem Anlagekapital 
von 3% Millionen Dollar gegründet, die ſchon im Frühjahr 1919 
die erſten 6 Frachtſchiffe (mit einer Geſamktonnage von rund 
46 500 to zum Preiſe von 7 Millionen Dollar in Raten zahlbar) 
erworben habe. Anfangs habe fih die Tätigkeit der Geſellſchaft 
günſtig entwickelt, zumal die polniſche Regierung zwei Schiffe für 
den Munitionstranspork gecharkert hatte. Die polniſche Regierung 
frat dann im Sommer 1920 ſelbſt in die Geſellſchaft ein, deren 
Kapital auf 10% Millionen Dollar erhöht werden ſollte. Für die 

ewährung von Anteilsrechten räumte die Regierung Fracht- 
bevorzugung ſowie Privilegien für den Auswandererkranspork ein. 
Dieſe großen Pläne gelangten jedoch nicht zur Ausführung, da der 
einſetzende Sturz der Frachtraten der Geſellſchaft ein frühzeitiges 
Ende bereitete. Da die Geſellſchaft gegenüber dem „United States 
Shipping Board“ ihren Verpflichtungen nicht nachkommen konnte, 
wurden 3 Schiffe ſequeſtriert, ein weiteres verbrannke, ein anderes 
mußte die Geſellſchaft zur Erfüllung ihrer Terminzahlungen ver- 
kaufen. So endete dieſe Geſellſchaft ſchon früh mit recht großen 
Verlusten (u. a. 2% Millionen Dollar Anzahlung, die verloren 
gingen). 

In Polen ſelbſt enkſtanden die Schiffahrtsgeſellſchaft „Sar— 
macja“ (unter Beteiligung von „Det Bergenske Dampskibsel- 
skab“ mit 40 9), die 5 kleinere Schiffe erwarb (Gefamtrag- 
fähigkeit 3475 to). Über die Auswahl der Schiffe ſagt der Ver- 
faſſer ſelbſt, „sie sei außerordentlich ungünstig“ geweſen, zwei von 
ihnen, die in den Jahren 1873 bzw. 1875 erbaut worden waren (h, 
mußten in Kürze zum Abbruch verkauft werden, zwei weitere 
Schiffe gingen verloren, das letzte wurde im Jahre 1927 bei Liqui- 
dation der Geſellſchaft verkauft. Grund für das Ende ſeien neben 
den finanziellen Schwierigkeiten innere Differenzen geweſen. Die 
polniſchen Teilhaber feien um die weitere Entwicklung beſorgk ge- 
weſen, die norwegiſchen Teilhaber hätten foforfige Rentabilität 
gewünſcht. Ein ähnliches kurzes Daſein hakte auch die Geſellſchaft 
„Lechja“, die mit einem hohen Ankeil fremden, diesmal däniſchen, 
Kapitals entſtand und es überhaupk nur auf einen Dampfer 
(„Gdingen“, 733 Br.-R.-Zo.) brachte. 

Eigenartig und einer gewiſſen Komik nicht entbehrend war das 
Schickſal der Schiffahrtsgeſellſchaft „Bialy Orzel“ (Weißer Adler), 
die von dem früheren Finanzminiſter Joſef Englich begründet und 
von der „Bank Zwiazku Spölek Zarobkowych“ in Poſen finan- 
ziert wurde. Man kann ſich damit begnügen, die Ausführungen 
des Verfaſſers ſelbſt wiederzugeben: „Das war das einzige Unter- 
nehmen dieser Art ohne fremden Kapitalanteil. Das absolute 
Fehlen fachmännischer Kenntnisse bei den Leitern hatte zur 

olge, daß das von der Gesellschaft erworbene Schiff „Josef 
Englich“ so ungeeignet war, daß es kein Kapitän auf die hohe 
See führen wollte; so konnte das Schiff auch lange keinen Ab- 
nehmer finden und lag untätig im Danziger Hafen. Erst im 
Jahre 1927 wurde es nach Italien, anscheinend mit großem Ver- 
lust verkauft.“ (S. 198.) 

Von weiteren Projekten erwähnt der Verfaſſer ſodann die im 
früheren preußiſchen Teilgebiet enkſtandenen Pläne, aus den 
eigenen Mitteln dieſer Gebiete ein eigenes Schiffahrksunkernehmen 
zu begründen, ohne allerdings nähere Angaben über die Urheber 
dieſes Plans zu machen. Gleichzeitig faßte die „Bank Gospo- 
darſtwa Krajowego” ähnliche Pläne, und es gelang ihr, die Weft- 
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gebiete [d. h. die ehemals zu Preußen gehörigen Gebiete] ihrer 


Direktive zu unterwerfen. Geplant war ein bedeutendes Schiff- 
fahrtsunkernehmen, das fih ſchon im Namen „Polska Żegluga 
Morska” als Vorläufer der heutigen polniſchen Staaksſchiffahrks. 
geſellſchaft „Żegluga Polska“ zu erkennen gibt. Feſtgelegk war 
bereits das Kapital auf 10 Millionen Zloty, wovon 6 Millionen 
Zloty ſofort aufgebracht werden follten. Die „Bank Gospodarſtwa 
Krajowego” unferhandelte bereits wegen einer Regierungs- 
jubvention von 1 Million Zloty jährlich für einen Zeitraum von 
10 Jahren, eine gewiſſe ausländiſche Beteiligung war durch das 
Abkommen mit einer ifalienifhen Werft, die vier Schiffe auf 
Kredit bauen ſollte, geſichert, als die hereinbrechende zweite In- 
flation (1925) den „ſehr großen“ Plänen der Geſellſchaft, die im 
Übrigen zum Teil von der „Zegluga Polska“ verwirklicht worden 
find, ein vorläufiges Ziel ſetzte. Allerdings maht der Verfaſſer 
auf gewiſſe für Polen kypiſche Fehler in dem Programm auf- 
merkſam. So wollte die „Bank Gospodarſtwa Krajowego” 
Mokorſchiffe in Betrieb ſetzen, obwohl die Wahl für Polen mit 
ſeinen billigen Kohlenpreiſen ungünſtig war. Ferner wird der 
Bank vorgeworfen, daß fie an dem Scheitern der Pläne mit- 
ſchuldig fei, da fie das Entſtehen bewußt verzögert und die Initia- 
five und Opferwilligkeit der Weſtgebiete gelähmt habe. So muß 
der Verfaſſer ſchließlich als Facit aller dieſer Verſuche ein 
„Nichts“ feſtſtellen. 

Über die nun einſetzende Tätigkeit der Regierung werden 
folgende Angaben gemacht: Urſprünglich wurden die Handels- 
marinefragen von der Kriegsmarineſektion im Kriegsminiſterium 
erledigt. Dieſer Zuſtand währke bis zum Januar 1922 und war der 
Entwicklung keineswegs günſtig. In ein neues Fahrwaſſer kamen 
die Dinge, als das Winiſterium für Gewerbe und Handel die 
Handelsmarinefragen übernahm; aber auch hier blieben die Fort- 
ſchritte vorderhand kaum nennenswert. Erſt im Jahre 1925 ent- 
ſtand durch die Initiative der Seekommiſſion des Sejm das Ge— 
feg zur Unterftüßung der polniſchen Handelsflokke (vom 25. Nov. 
1925). Vorgeſehen war die Leiſtung von Staatshilfe an ſchon be- 
ſtehende und neu zu begründende polniſche Schiffahrfsunter- 
nehmungen in Form von Krediten, Staatsgarantien, Prämien für 
im Inland gebaute Schiffe, Prämien für eine beſtimmte Zahl von 
Reifen und anderes mehr. Neben Subventionen für Poſtlinien, 
ſollten ferner Ermäßigungen bzw. Erlaß von Hafenabgaben u. a., 
ſowie keilweiſe oder gänzliche Befreiung von Skeuern und Staats- 
leiſtungen (bis zu 15 Jahren) erfolgen. Im Dezember 1925 erging 
das Geſetz über den Auswandererverkehr, das weitere Vergünſtigun⸗ 
gen vorſah. Das Inkereſſe für die polniſche Schiffahrt belebte ſich, 
und es wurde eine Reihe von Projekten aufgeftellt (ſowohl vom 
In- als auch vom Auslande), „aber die Regierung gab nur ganz 
allgemein gehaltene Versprechungen, und alle diese Projekte 
gelangten daher nicht zur Ausführung“ (S. 201). Bezüglich der 
Ausführung des Unkerſtützungsgeſetzes ſagt der Verfaſſer, es habe 
ſich faſt als „bloßes Gerede“ gezeigt (S. 201), da für das Jahr 
1926 der Staatshaushalt für dieſe Zwecke gerade 3000 £ enthalten 
habe. Das fei um fo bedauerlicher geweſen als andere Staaten 
(wie ausführlich gezeigt wird) in der gleichen Zeit demgegenüber 
ungeheure Summen für die Schiffahrt verausgabt hätten. Zwar 
ſagk der Verfaſſer ſelbſt, daß Polen ſich finanziell z. B. mik Eng- 
land nicht meſſen könne, aber, fügt er hinzu, „wir bleiben, was 
die Unterstützung der eigenen Flotte anlangt, selbst hinter den 
kleinsten neu entstandenen Staaten, wie Finnland, Estland, 
Lettland zurück“. [Es zeugt nicht gerade für die Urteilsfähigkeit 
des Verfaſſers, wenn er diefe Beiſpiele wählt, da die Verhälkniſſe 
in dieſen Staaten, z. B. Finnland, doch weſenklich anders, jeden- 
falls der Entwicklung der Schiffahrt, die hier auf eine ganz andere 
Tradition zurückblicken kann, weſenklich günſtiger ſind.] 

Im Anſchluß daran wiederholt der Verfaſſer die Vorwürfe 
gegenüber der allzu vorſichtigen Politik der Regierung, die zu 
gleicher Zeit für andere Zwecke Geld übrig gehabt habe. U. a. 
habe fie gegenüber den 4000 £ für die Schiffahrt bis zu 65 000 £ 
für die private Lufkſchiffahrt aufgewendek. Und daher meint der 
Verfaſſer: „wenn man die Last der Schaffung einer eigenen 
Flotte ausschließlich privater Initiative überließ, so konnte das 
bei uns keine guten Resultate zeitigen, solange in anderen Län- 
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dern diese nicht einmal für die Verbesserung einer schon be- 
stehenden guten Flotte ausreichte . .. (S. 205). Die günſtigen 
von der Regierung gewährten Bedingungen allein häffen nicht 
genügen können, da das nötige privake Kapital fehlte; auf der 
andern Seite könne man die ganze Verzögerung aber auch nicht 
wirkſchafklichen Motiven, wie Kapitalmangel, Inflation und Wirt- 
ſchaftskriſis zuſchreiben, da gerade das Beiſpiel Deutſchlands, das 
ſich unter ähnlich ſchweren Verhälkniſſen feine Flotte neu ge- 
ſchaffen hat, dem enkgegenſtehe. 

Demgegenüber habe man in Polen fo viele Jahre ungenutzk 
vorübergehen laſſen, „obwohl die Tatsache bekannt ist, wie 
Weitgehend unsere Feinde, vor allem die Deutschen, uns vom 
Meere abschneiden wollen, unseren Seehandel .... auf den 
eigenen Schiffen monopolisieren wollen . . Wir erinnerten an 
die Schaffung der Linie Lübeck Danzig- Lettische Häfen 
Estland durch die deutsche Regierung unter dem Schein einer 
privaten Linie (I), die unsere Ladungen an sich rafft und gleich- 
zeitig uns die baltischen Märkte nimmt“ (S. 206). 
Schließlich hätte angeſichts der immer dringender werdenden 
öffenklichen Meinung im Auguſt 1926 die Regierung ſich an die 
Schaffung einer eigenen (Staats-) Flotte gemacht, über deren Aus- 
bau Verfaſſer ausführlich berichtet). Gegenwärtig werde die 
England-Linie vorbereitet, für die vier Dampfer mit je rund 
3500 to (für Fracht- und Paſſagierverkehr) vorgeſehen feien?). 

Die weiteren Ausführungen des Verfaſſers über die privaken 
Unternehmungen enthalten gegenüber unſeren früheren Berichken 
nichks Neues; andererſeits müſſen diefe dahingehend berichtigt 
werden, daß der Beſtand der Geſellſchaft „Wisla-Balkyk“s) nicht 
mehr eingerechnet werden kann, da die Geſellſchaft inzwiſchen den 
Betrieb eingeſtellt und die Schiffe zum Teil bereits verkauft hat. 

Insgeſamk kommt der Verfaſſer zu den gleichen Zahlen: rund 
20 000 to d. w. (25 138 Br.-Reg.-Zo.), die fih aber im Laufe des 
Jahres auf rund 65 000 to d. w. vermehren follen; über die weite- 
ren Regierungspläne gibt der Verfaſſer nur an, daß bis zum Jahre 
1932 die Tonnage mindeſtens bis auf 100 000 to d. w. vermehrk 
werden foll. Schließlich fei noch erwähnt, daß der Verfaſſer felbft- 
verſtändlich den Bau einer eigenen Werft in Gdingen (den wir an 
anderer Stelle berührten) gefördert wiſſen will, damit hier in Zu- 
kunft Werkftätten feien, „in denen polnische Hände aus polni- 
schem Material polnische Schiffe bauen“. 


[Bohdan, E.: Morska polityka gospodarcza Polska, War- 
schau, 1928. S. 192—214.] (73) 


Potyrala, A. polniſche Werſtpläne in Soͤingen. 


In der in Kaktowitz erſcheinenden, den Schiffahrksfragen ge- 
widmeten Zeikſchrift „Zegluga“ veröffenklichk der Mitherausgeber 
A. Potyrala den nachfolgend beſprochenen Aufſaß. Pokyrala ift 
als Schiffbauingenieur auf der „Danziger Werft“ tätig, ſieht alfo 
die von ihm behandelte Frage nur vom kechniſchen und nicht ſo 
febr vom wirkſchaftlichen Geſichtspunkkte aus an. Wenn feine 
Ausführungen auch im allgemeinen als Phankaſtereien erſcheinen, 
fo ſollte man dennoch die Möglichkeit von polniſchen Werft- und 
Hüffenanlagen niht einfach abtun. Wir haben auf deutſcher Seite 
den polniſchen Hafenbauplänen in Gdingen anfangs auch mit einem 
ungläubigen Lächeln gegenübergeſtanden, um doch bald einzuſehen, 


1) Vergl. „Oſtland⸗Berichte“ Jbg. 2, Nr. 1/2, S. 31/32. 

) In dieſen Tagen ift die Südamerika ⸗-Linie eröffnet worden, die 
im Weſenklichen dem Auswandererverkehr dienen ſoll. Vorläufig 
find von der Firma „Chargeurs Réunis“ zwei Schiffe: „Krakus“ 
und „Sswiakowid“ in Betrieb geſetzt worden, die zunächſt allerdings 
noch unter franzöſiſcher Flagge fahren (je 13 000 to, Baujahr Kra- 
kus 1908). Nach drei Jahren werden die Schiffe von der polniſchen 
Regierung, die ſolange der Geſellſchaft eine beſtimmke Paffagier- 
Zahl garantiert, übernommen. (Siehe „Epoka“, Nr. 250 (9. 9. 1928), 
S. 2 und „Glos Prawdy“ vom 11. 9. 1928, S. 2.) 

3) Vergl. „Oſtland⸗Berichte“ Jhg. 2, Nr. 4, S. 74/75 
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olniſche Werftpläne in Gdingen.) 


mit welchem Ernſt und mit welcher Energie die Polen dieſen Plan 


durchführen. 

Einleitend verweiſt der Verfaſſer darauf, daß Polen bei dem 
Verſuch „zur wirtschaftlichen Befreiung unseres Landes vom 
Auslande“ große Fortſchritte, ſelbſt auf den Gebieten, die Polen 
bisher verſchloſſen geweſen ſeien, erzielt habe. Weshalb und vor 
allem mit welchen Koſten, ſcheink den Verfaſſer nicht zu inter- 
eſſieren. Dann erfolgt die Feſtſtellung: „Nur die Schiffbauindustrie 
fand bisher keine rechte Förderung, und in dieser Hinsicht 
haben wir keinen Schritt vorwärts getan.. .. in jedem Falle 
würde eine Analyse der Gründe Anlaß zu einer Reihe schwerer 
Vorwürfe gegen die gesetzgebenden Körperschaften, gegen die 
Staatsbehörden und gegen uns Schiffbautechniker ... geben.“ 
Der Gedanke ſei zwar von Anfang an lebendig geweſen, aber in 
den maßgebenden Kreiſen habe das Verſtändnis gemangelt, ſo daß 
in den verfloſſenen Jahren nichts geſchaffen worden fei, ſchlim- 
mer noch, es habe ſich die peſſimiſtiſche Frageſtellung gebildet, ob 
die Polen überhaupt fähig ſeien, eine eigene Schiffbauinduſtrie zu 
ſchaffen. 

Ohne weiteres wird vom Verfaſſer dieſe Frage bejaht mit dem 
Hinweis auf Gdingen, auf die Anſätze zur Handels- und Kriegs- 
marine. Zunächſt gibt er den tatfählihen Stand der Dinge an, 
woraus wir folgendes entnehmen: Die Kriegsmarineleikung er- 
richtete in Putzig Reparafurwerkftätten, denen jedoch die techni- 
ſchen Einrichtungen ſelbſt für verhältnismäßig einfache Reparaturen 
fehlten. Nach der Verlegung an den ferkigen Kriegshafen in 
Gdingen beſchäftigten fie zwar 130 Arbeiter, feien jedoch nur 
proviſoriſch untergebracht. Die bisherigen Arbeitsergebnifje feien 
daher nur mäßig. Ferner erwähnk der Verfaſſer die Werft des 
Ingenieurs Stodolski in Gdingen in der Nähe des Fiſchereihafens, 
die ſich wegen Kapikalmangels nicht entwickeln konnke. Nach dem 
Verkauf an die Geſellſchaft „Nauta“ beſtehe die Ausſicht auf 
beſſere Entwicklung, da anſcheinend bedeutendes Kapital vorhanden 
ſei. Notwendig ſei aber, daß von der Regierung im Bereich des 
Fiſchereihafens in Gdingen enkſprechendes Gelände billig zur Ver- 
fügung geſtellt werde. 

Dieſe beiden Betriebe feien auf kleinen Maßſtab zugefchnitten, 
Werften für große Reparaturen feien dagegen bisher nicht ange- 
legt worden. Allerdings habe die polniſche Regierung mik einer 
Gruppe franzöſiſcher Induſtrieller über eine ſolche Werft verhan- 
delt; über die Bedingungen der franzöſiſchen Kontrahenten fei 
jedoch nur ſoviel bekannt geworden, daß diefe maßgebenden Ein- 
fluß auf die Leitung verlangten, alfo von einer Unabhängigkeit 
nicht die Rede häkte ſein können. Die Verhandlungen ſeien jedoch 
abgebrochen worden. Es beſtünde aber die Möglichkeit, daß ſchon 
im Laufe dieſes Jahres von der polniſchen Mekallinduſtrie (unker 
Beteiligung der Regierung) zunächſt eine Reparaturwerft in 
Gdingen entſtehen werde. Der Verfaſſer will jedoch im Folgenden 
einen Plan entwickeln, „der sich auf reale Grundlagen stützt 
und allein durch unsere Bemühungen seine Verwirklichung 
finden soll und kann“. 

Für diefe Werftgebäude fei im Hafen von Gdingen am Hafen- 
becken IV lim ſüdlichen Teil des Hafens] Gelände vorgeſehen und 
für die Kriegswerft das Gelände am Einfahrkskanal zwiſchen 
Kriegs- und Handelshafen. Die Fiſchereiwerft ſchließlich ſolle im 
Bereich des Fiſchereihafens enkſtehen, d. h. die Schiffbauinduſtrie 
ſolle gemäß der verſchiedenen Zwecke räumlich vollkommen ge- 
trennt fein. Die Handelswerft fei gegenüber der Kriegswerft be- 
nachteiligt, da im Bauplan für den Hafen ausdrücklich beſtimmt 
fei, daß die Hafenbecken II—IV ſowie der Induſtriekanal erft 
nach dem Jahre 1930 gebaggerk werden jollfen. Das Hafen- 
becken IV werde erſt nokwendig ſein, wenn der Hafenumſchlag 
jährlich 7 Millionen to befragen werde, „worauf mindestens 
10 Jahre gewartet werden muß“. Der Verfaſſer forderk dagegen 
unverzüglichen Bau der Werft, d. h. ſofortige Herſtellung von 
Becken IV und des Induſtriekanals, „mit der Voraussetzung, daß 
die angelegten Kapitalien für eine Reihe von Jahren nicht 
amortisiert werden“. 

Ideal fei dagegen der Kriegshafen angelegt, unmittelbar am 
Meere mit genügend Raum für den weikeren Ausbau und auch 
für Arbeikerkolonien. Der Vorſchlag des Verfaſſers geht nun da- 
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bin, eine gemeinſame Werft für Kriegs- und Handelszwecke zu 
errichten, „die sich in unmittelbarer Nähe mit den Hütten und 
dem Walzwerk für Schiffsstahl vereinigen würde“. [ilber die 
projektierte Hütteninduſtrie Gdingens wird weiter unten berichtet 
werden.] Die Eiſenbahnverbindung für beide Werften fei ver- 
bältnismäßig günffig; die Handelswerft könne ihren Anſchluß von 
der Linie Gdingen—Kielau bzw. vom Hauptbahnhof Gdingen be- 
kommen; während für die Marinewerft die Ringbahn [um Gdingen 
herum] bereits begonnen fei. 

In den erſten Jahren foll die projektierfe Werft fih nach der 
Meinung des Verfaſſers auf die Reparatur der Schiffe, die Gdin- 
gen anlaufen, beſchränken; und erſt nach Sammlung der nökigen 
Erfahrungen werde es möglich fein, Schiffsneubauten in Angriff 
zu nehmen. Kämen alle Schiffe, die Gdingen anlaufen, für die 
Reparatur in Frage, jo wäre Beſchäftigung für 1000 Arbeiter 
gefiherf. „Aber wir müssen damit rechnen, daß die Kapitäne 
der fremden Schiffe nur im äußersten Notfalle die Reparatur 
unserer Werft übergeben werden, da das Vertrauen zu ihr sich 
erst im Laufe der Zeit erwerben läßt“. Da die Reparafur der 
fremden Schiffe nicht in Frage komme, verblieben nur die polni- 
ſchen Schiffe, für die dafür ſämtkliche Reparaturen in 
Gdingen ausgeführt werden follten, „das läßt sich erreichen 
durch entsprechende Weisungen für Staatsunternehmungen, 
durch Steuernachlässe und Prämien für Private“. Der Verfaſſer 
gibt ſodann zum Teil auf Grund perſönlicher Informationen [die 
recht gut zu ſein ſcheinen] eine Aufſtellung der Einnahmen, mit 
denen die Werft rechnen könnte, die als Anhaltspunkt für feine 
weiteren Kalkulationen dient. Allerdings wird dabei die Frage 
gar nicht erörtert, wieviel von dieſen Reparakurſummen auf aus- 
ländiſche Werften entfallen wird, was fih bekanntlich nicht um- 
gehen läßt. Aber auch hier fprihf nur der Ingenieur, nicht der 
Wirkſchaftler. 

Zu erwartende Einnahmen aus Reparaturen: 
I. Staatliche Schiffahrksgeſellſchaft „Zegluga Polska“: 

5 Schiffe, je 2850 to Tragfähigkeit zu 10,5 £ 

pro to d. w. — 150000 E, 3 % jährliche Re- 


paraturquote 4500 £ 
D. „Warta“, 4200 to d. w. zu 8 £ — 33 000 £, 
35 % jährliche Reparaturquote 1175 £ 


D. „Tezew“, 1000 to; bei 12,5 £ pro to d. w. ergibt 
fih ein Wert von 12500 E, 3 % jährlihe Re- 
paraturquote 375 £ 
2 Paſſagierſchiffe „Gdansk“ und „Gdynia“, Wert 
zuſammen 79 000 E, jährliche Reparakurquoke 


2,5 9% 1975 £ 
Sa. 8025 £ 


Nach Umrechnung 350 000 Zloty. Takſächlich habe die „Żegluga 
Polska“ in 9 Monaten, ab 1. Oktober 1927, über 360 000 Zloty 
verausgabt, während fih der Betrieb in den erſten 5 Monaten 
nur auf die erffgenannten Schiffe erjfreckte. Andererſeits feien 
koſtſpielige, notwendige Umbauten vorgenommen, jo daß die Ge- 
ſamkausgabe mehr oder weniger der normalen Quote enkſpräche. 
II. Seeſchiffahrtsgeſellſchaft „Wisla-Baltyk“: 
5 Schlepper, je 2500 £, Geſamtwerk 12 500 K. 
Wegen des Alters der Schlepper wird als jähr- 
liche Reparakurquote angenommen 10 % 1250 £ 
14 Leichter, zuſ. 10 500 to d. w. pro to rund 3,5 £, 
Geſamtwerk 36 750 £, jährliche Reparatur- 


quote 7,5 % 2750 £ 
zuſ. 4000 £ 


in polniſcher Währung rund 175 000 Zloty. Takſächlich habe die 
Geſellſchaft im vergangenen Jahr mehr verausgabt. [Inzwifchen ift 
die Geſellſchaft bekanntlich bereits dem Bankrott verfallen, die 
Schlepper und Leichter find verkauft bzw. für Reparaturkoſten 
gepfändet. (D. Red.)] 
III. Kohlengrubengeſellſchaft „Robur“: 

2 Schiffe „Robur 1“ und „Robur II“, 1500 bzw. 

2200 to. Durchſchnittswerk 5 £ pro to d. w. 
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18 500 £. Wegen des Alters eine jährliche Re- 
parafurquofe von 10 % 

in polniſcher Währung rund 80 000 Zloty. 


IV. Kriegsmarine: 

Die Reparaturkoſten betrugen im Jahre 1926 rund 1 650.000 
Zloty, davon feien 900 000 Zloty an die Werften in Danzig, der 
Reff an die Marinewerkffätten Putzig gezahlt worden. 1927 er- 
höhten ſich die Ausgaben durch den inneren Umbau des Kreuzers 
„Baltyk“ und der Übungsjaht „Iskra“, aller Wahrſcheinlichkeit 
nach über 2 Millionen Zloty. 

V. Übrige. 

Es kämen noch hinzu die Reparakurkoſten des Handels- 
marineamks, des Zollinſpekkorats, der Fifchereiaufficht, ſowie die 
Reparaturkoſten der privaten Fiſchkutter. Für letztere feien 1926 
an die Marinewerkſtäkten Pußig 30000 Zloty gezahlt worden. 
Die geſamten Beträge für die genannten Auftraggeber werden 
auf 150 000 Iloky geſchätzt. Zuſammengefaßt ergeben fih alfo an 
veranſchlagten Reparakurkoſten: 


1850 £ 


Zegluga Polska 350 000 Zloty 
Wisla-Ballyk 175 000 „ 
Robur 8000 „ 
Kriegsmarine 200000 „ 
Übrige 15000 „ 


insgefamt 2755000 Zloty 


Damit ſtellt der Verfaſſer folgende Kalkulation auf: Diefe 
2 755 000 Zloty Brukkoeingänge ſetzen fih zuſammen aus eigenen 
Koſten und Gewinn; eigene Koſten zerfallen in Produkkionskoſten 
und Verwalkungskoſten. Bei den Produkkionskoſten werden unter- 
ſchieden: Arbeitslöhne, Makerialkoſten und mittelbare Koſten 
(Amorkiſation, Verſicherungen uſw. uſw.). Bei einem Verhältnis 
der Material- zu den Arbeikskoſten von 1:1 errechnet der Yer- 
faſſer folgendes: Grundlage iſt der Lohnſatz von 1,40 Zloty (in 
den Warinewerkſtäkten Gdingen höchſter Satz 1,36 Zlofy die 
Stunde). 


Lohn bei 300 Arbeitstagen zu 8 Std. m. 1,40 3360 Zloty 
mittelbare Koſten darauf 50 % 1680 „ 
Makerialkoſten 100 % 3360 „ 


zuſ. 8400 Zloty 


Von den Brukkoeinkünften feien 10 % auf Gewinn abzuſetzen, 
es verbleiben von 2 755 000 für die eigenen Koſten 2 479 500 Zloty, 
davon gehen ferner ab 10 % Handelskoſten, fo daß als Reff 
2231550 Zloty bleiben. Dieſe Arbeitskoſten, geteilt durch den 
Aufwand pro Arbeiter, geffatten eine Werkſtakkbeſchäftigung von 
266 effektiven Arbeitern. Dazu gerechnet rund 10 % für teh- 
niſches, Verwaltungs- und Hilfsperſonal ergibt eine geſamte Be- 
legſchaft von 300 Angeſtellken. Die Zahl müßte aber höher fein, 
da fih die mittelbaren Koſten möglicherweiſe bis auf die Hälfte 
verringern laffen könnten, auch feien die Materialkoſten zu hoch 
eingeſchätzt. Ferner würden weitere Reparakurkoſten wegen der 
dauernden Vermehrung der polniſchen Tonnage erforderlich. Zu 
dieſer Frage bemerkt der Verfaſſer: Die polniſche Regierung baut 
bzw. kauft eine Reihe von Schiffen: für die England- und Le- 
vanke-Linien, desgl. für die Küſtenſchiffahrt; die „Robur“-Geſell⸗ 
ſchaft muß verkraglich bis Ende 1929 ihre Tonnage auf 10 000 to 
vermehren. Die Kriegsmarine übernimmk im Laufe des Jahres 
1928 zwei Zerſtörer und 3 Unterfeeboote, ſchließlich ift ausgiebige 
Unterſtützung der Fiſcherei, Küſten- und Hochſeefiſcherei vorge- 
ſehen, fo daß insgeſamt die Reparakurkoſten bekrächklich ſteigen 
werden. 

Zu der Frage der projektierten Schiffsankäufe bzw. Neuein⸗ 
ſtellungen macht der Verfaſſer noch folgende ſpezielle Angaben: 

4 Schiffe für die Englandfahrk, insgeſamk 12 000 to zu je 16 £ 
pro to, Geſamtwerk 192 000 £, ferner 3 Schiffe für die Levante- 
linie, insgeſamk 15000 to d. W. zu je 14 K pro to, Geſamtwerk 
210000 £. Bei 2,5 % jährlicher NReparafurquofe ergeben ſich 
10 000 E, wozu noch 1100 £ für 2 Küſtendampfer (2,5 % von rund 
44 000 £ Wert) kommen. 
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Für die Robur-Gefellihaft kommen 6 300 to mit einem Wert 
von mindeſtens 8 £ pro to d. w. — 50 400 £ hinzu, an Reparatur- 
koften bei 3,5 % alfo 1760 £. Ferner würden fih die Ausgaben 
der Kriegsmarine um rund 50 % alfo 1 Million Zloty erhöhen. 
Desgleichen feien ganz gering gerechnet auch die Ausgaben für die 
übrigen Schiffseigner um 100 % höher anzuſetzen. Insgeſamk er- 
hält der Verfaſſer zu ſeiner vorigen Aufſtellung noch folgenden 
Zugang: an 


Regierungsbeſtellungen 485 000 Zloty 
Robur 76 500 „ 
Kriegsmarine 100000 „ 
Übrige 150 000 „ 


Um dieſes vom Verfaſſer errechnete Mehr von 1711 500 Zloty 
= 60 %, ließe fih alfo nach feiner Meinung der Beihäftigungs- 
grad der Werkftätten in Gdingen erhöhen. Auf dieſen Stand von 
500 beſchäftigten Perſonen müſſe ſich alſo die Werft in Gdingen 
von vornherein einrichten. 

Organiſakion des Unternehmens. Zunächſt zwar 
fol es Aufgabe der Werft fein, bei den Schiffsreparakuren an der 
eigenen Flotte Erfahrungen zu ſammeln, aber bei dieſer ſchiffbau⸗ 
kechniſchen Schulung ſollten die Grenzen der Wirkſchafklichkeit 
nicht überſchritten werden. Der Verfaſſer gibt ſelbſt zu, daß dies 
keine leichte Aufgabe ſein wird, ſelbſt wenn Kapital und Aufträge 
für lange Friſten geſichert find. Das Wichtigſte fei die Menſchen⸗ 
ausleſe, mit welchem Problem fih die Ausführungen des Yer- 
faſſers dann relativ eingehend beſchäftigen. Offen wird erklärt: 
„in Polen haben wir nicht die genügende Zahl von Persönlich- 
keiten, welche diese große Aufgabe übernehmen könnten. Nach 
Speziellen Angaben besitzen wir kaum 12 (!) Ingenieure, die 
“... mit Seefragen vertraut sind“. Da es hauptjählic ältere 
Leute jeien, „ist die schleunigste Ausbildung einer neuen Gene- 
ration für den Schiffbau eine der brennendsten Fragen unserer 
Seepolitik“. Um dem gleichen Mangel an mikklerem Perſonal ab- 
zuhelfen, folle man die Schaffung einer Schiffbau-Abteilung bei 
einer der kechniſchen Berufsſchulen im Lande erwägen. Des- 
gleichen fehlten Meiſter; zwar könnte man für den Mafchinen- 
bau „wirklich gute Leute mit Praxis aus der Metallindustrie 
nehmen, für den eigentlichen Schiffbau müssen wir sie uns 
erst aus den fähigen Arbeitern bzw. Meistern, denen eine ähn- 
liche Arbeit nicht ganz fremd III ist, heranbilden“. Hinſichtlich 
der Arbeiter ſtellt ſich nach Meinung des Verfaſſers die Frage 
beſſer dar, „denn der polnische Arbeiter ist durchschnittlich 
intelligent und fähig genug, und bei entsprechender Instruktion 
wird er im Laufe kurzer Zeit erfolgreich in diesem ihm bisher 
kaum bekannten Felde arbeiten können“. Denn „auf den Zu- 
Strom von Arbeitern bzw. Spezialisten, vornehmlich aus Danzig, 
können wir nicht rechnen, da die Löhne dort höher als in 
Gdingen, die Unterhaltskosten nahezu gleich sind“. Da alfo ein 
Zuſtrom nicht wahrſcheinlich ift, „wenn das Unternehmen billig 
arbeiten sollt)“, follen Leute aus den wenig zahlreichen Fluh- 
ſchiffswerften Polens herangezogen werden. Das fei möglich, 
wenn die Löhne höher als im Inland ſein würden. 

Die Leitung der Werft müſſe unbedingk einheitlich 
und nur dem Aufſichtsrak dieſer wahrſcheinlich als privaten 
Akkiengeſellſchaft aufgebauten Unternehmung verankworklich fein. 
Beſonders bekämpft der Verfaſſer die Einmiſchung verſchiedener, 
vielleicht vom Staafe eingeſetzter Konkrollinſtanzen, zumal dieſe 
leicht zur Uberorganiſation führen könnte. 

In der Frage der Finanzierung ſieht Verfaſſer keinerlei 
Schwierigkeiten. Bei einem Beſchäftigungsſtande von 500 Ange- 
ſtellten feien notwendig 4 Millionen Zloty Anlagekapital, weitere 
3 Millionen Zloty für Betriebskapikal, insgeſamt fei alfo ein 
Grundkapital von 6—7 Millionen Zloty hinreichend. Dieſe wie 
auch die früheren Berechnungen des Verfaſſers halten keiner 
Nachprüfung ſtand. Aber diefe Frage beunruhigt ihn augenſchein⸗ 
lich nicht. Und ſo ſtellt er die von ihm vorgeſchlagene Gründung einer 
Schiffswerft in Gdingen „als ein dankbares Tätigkeitsfeld für 
private Kapitalisten“ hin. Denn enkſprechende Ländereien würden 
von der Regierung verpachtet werden, zumal die Werft auf die 


1) Die Güte der Arbeit [heint dem Verfaſſer weniger Sorge zu machen. (D. Red.) 
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volle Unterftügung der Regierung werde rechnen und völlig kon- 


kurrenzlos in Polen werde daſtehen können). 

Die tkechniſche Löſung der Aufgabe. Hier 
nimmt der Verfaſſer an, daß die Werft, wie geplant, an dem 
Hafenbecken IV entſtehen foll. Notwendig feien dann die nah- 
folgend aufgezählten Vorbereifungsarbeiten, „die aber nicht die 
Anlagekapitalien belasten dürfen, sondern auf Rechnung des 
Hafenausbaues kommen müssen“: Herftellung des Induſtriekanals 
— 1200 m Länge, Mindeftbreite 100 m bei 10 m Tiefe; Bagge- 
rung des Beckens IV mit 130000 qm Waſſerfläche und 10 m 
Tiefe. Insgeſamt ſeien rund 2% Millionen cbm Torf und Sand 
auszubaggern. Ferner ſei nokwendig die Befeſtigung von 3000 m 
Kailänge. Außerdem forderk der Verfaſſer die Herſtellung eines 
Anſchlußgleiſes, damit ſchon für den Bau die Materialien heran- 
geſchafft werden könnten, wobei er die Länge des Anſchluß— 
gleiſes mit Werkſtattkabzweigungen auf rund 3000 m angibt. Bei 
Inbetriebnahme der erſten Schiffsreparakur müſſe ferner vorhan- 
den fein ein entjprechendes Schwimmdock und zwar für eine Trag- 
fähigkeit von rund 4000 to, desgleichen ein Schwimmkran, für den 
100 to Tragfähigkeit angeſetzt werden, „immerhin wird es wahr- 
scheinlich sein, daß man sich in der ersten Zeit mit einem 
kleineren Kran begnügen muß“. 

Die Stromverforgung der Werft folle erfolgen durch die Über- 
landzenkrale Groddek, die nach dem vorliegenden Projekt den 
Hafen verſorgen foll. Da die Zuleitung an dem Werftgelände 
vorbeiführe, fei eine kleinere Transformakorenſtakion zur Re- 
duktion der 15000 Volt Spannung notwendig. 

Bezüglich des Aufbaus der Werft wird bemerkt, daß 
dieſer fo zu erfolgen habe, daß die Erweiterung der Werft keiner- 
lei Betriebsunterbrechungen hervorrufen folle, d. h. Hellinge und 
Werkftätten feien fo anzulegen, wie fie bei voller Entfaltung zu der 
Zeit, da die geſamte Schiffbauinduſtrie Polens hier konzentriert 
werden ſoll, vorgeſehen ſeien. Und von dieſer „vollen Entfalkung“ 
der polniſchen Schiffbauinduſtrie in Gdingen entwirft der Ver- 
faſſer folgendes Zukunfksbild: „Ihre Kapazität bei einer Be- 
schäftigungsziffer von 10000 (!) Arbeitern, wird jährlich 
100 000 to Schiffsmaterial betragen (und zwar mit der gesamten 
Maschinenausrüstung), was notwendig ist bei einem Stand von 
rund 2% Millionen to für unsere Handelsflotte.“ Weiter er- 
wähnk der Verfaſſer aus feinem projektierken Bauplan, daß vor- 
zuſehen ſeien: zwei Hellinge für Schiffe bis zu 200 m, weitere zwei 
für Schiffe bis zu 150 m und drei kleinere. Er gibt ſelbſt zu, daß 
die größten erft in weiter Zukunft gebraucht werden würden, aber 
nichts deſtoweniger müßten die Einrichtungen doch von vornherein 
getroffen werden. Für die endgültige Fertigſtellung der Schiffe 
nach Stapellauf ſei ein beſonderes Becken zwiſchen den Hellingen 
und den Maſchinenwerkſtätten vorzuſehen, das mik einem ſtarken 
feſten Kran verſehen fein müſſe. Auch die Frage der Unterbrin- 
gung der Schwimmdocks iſt bei unſerm Verfaſſer ſchon geregelt, 
und zwar feien zwei bis drei im Induſtriebaſſin unterzubringen, 
bei einer weiteren Vermehrung [!] aber müßte das Baffin er- 
weitert werden. 

Aus den weiteren Ausführungen des Verfaſſers enknehmen 
wir das Folgende: Selbſt für den Fall, daß die Gelände am 
Becken IV nicht mehr ausreichten, fei ſchon vorgeſorgk. Für eine 
jährliche Kapazität von 100 000 to reiche das Gelände aus, einer 
weiteren Entwicklung ſtehe jedoch die Straße nach Kielau im 
Wege, zumal wenn ſich noch die Hükten- und Walzwerke ent- 
wickeln werden. Als künftiges Neugelände kämen dann die Ge- 
biefe unterhalb Oxhöft in Frage. 

Eingehend verweilt der Verfaſſer dann noch bei der Hütten- 
induſtrie in Gdingen, „die man als sicheres Ereignis der 
nächsten 10 Jahre ansehen kann“. Vor allem die Transport- 
koften ſprächen hierfür. Es fei billiger, die ſchwediſchen Erze an 
Ork und Stelle zu verhüten, als fie erft zu dieſem Zweck nach 
Oberſchleſien zu transportieren, um von dort Bleche und Walz- 
eiſen zu beziehen. In dieſem Falle könnte man auf dem billigen 
Waſſerwege die nötige Kohle bzw. Koks nach Gdingen transpor- 
tieren. Eine eingehende Kalkulation zeige die ſich ergebenden 


1) Natürlich dann, wenn die Konkurrenz der Danziger Werften erſchwert oder 
gar unmöglich gemacht wird. (D. Red.) 
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Vorkeile, zumal die Schiffbauinduſtrie in Gdingen genügend kon- 
ſumieren werde. Gegenwärtig würden die größeren Öfen auf eine 
Tagesleiſtung von 200 to Roheiſen gebaut, bei 350 Bekriebslagen 
erhalte man alſo 70 000 to Roheiſen jährlich. Bei einer Tonnage 
von 2% Millionen to würden bei einem Durchſchniktsalter von 
20 Jahren jährlich 125 000 to Schiffsneubauten benötigt werden. 
Zwar entfalle davon ein Teil auf andere Materialien, aber dafür 
werde die Kriegsmarine einen großen Bedarf haben. Möglicher- 
weile komme auch ein Abſatz nach Danzig (das für fremde Rech- 
nung baut) in Frage. In Polen hätte man bisher nur Öfen mit 
einer Tagesleiſtung von 70—150 to, die Inbekriebſetzung einer 
eigenen Hütte in Gdingen würde fih ſchon bei einer Jahres- 
produktion von 40 000 to Schiffsneubauken rentieren. 

Wir beſchränken uns hier darauf, zu fragen, ob der Verfaſſer, 
um fein Hüttenprojekt durchzuführen, eine oder mehrere Hütten 
in Oberſchleſien ſtillegen will, bzw. daran zu erinnern, daß ſchon 
vor dem Kriege ähnliche Projekte in Danzig bzw. Stettin aufge- 
taucht find, die aber nicht verwirklicht werden konnten. — Der 
Verfaſſer ſchließt mit einer Zuſammenfaſſung feiner Bemerkun- 
gen, darin iff nur beachtenswerk die Forderung an die Regierung, 
die enkſtehende Werftinduſtrie durch Verpachkung von Gelände 
und gegebenenfalls durch Haftung für die Kredite zu unkerſtützen. 


[Realne podstawy dla stworzenia wlasnego przemyslu 
okrętowego, in: „Żegluga“, Jhrg.I, Nr. 5—6, S. 1—8.] 
(76) 


Die Harriman⸗Transaktion in Oberſchleſien. 


Zu dem geplanten Verkauf der drei großen oberſchleſiſchen 
Unternehmungen (Vereinigte Königs- und Laurahükte, Bismark- 
hütte und Kaktowitzer Bergwerks- A.-G.) entnehmen wir der 
offiziöſen „Epoka“ folgende Außerungen: 

Danach foll die Harriman-Gruppe 51 % (davon Harriman ſelbſt 

5, andere amerikaniſche Kapitaliſten 26 %) des Aktienkapitals 
dieſer Unternehmungen erwerben (insgeſamt beträgt der Werk des 
Aktien-Pakets 50 Millionen Dollar). Die entjcheidende Frage 
dabei war das Recht der polniſchen Regierung (gem. Ark. 7 und 
8 der Genfer Konvention, auf Grund von Ark. 92 und 297 des 
Verſailler Verkrages), diejenigen ſchwerinduſtriellen Betriebe, die 
am 15. April 1922 fih in deutſchem Beſitz befanden bzw. von 
Deutſchen kontrolliert wurden, im Laufe von 15 Jahren zu liqui- 
dieren. Dazu meink die „Epoka“: „dieses Recht hat zweifellos 
heute nur rein theoretische (2) Bedeutung, da die polnische 

egierung sicherlich sich nicht mit dem Gedanken trägt, irgend- 
welche Unternehmungen in Oberschlesien zu enteignen.“ 
[Obwohl ihr das von oberſchleſiſchen Blättern, wie 3. B. der 
„Polska Zachodnia“ öfters nahegelegt wird. D. Red.] Daß diefe 
„rein kheoretiſche“ Bedeutung des Enkeignungsrechks auch von 
anderen bezweifelt wird, kann man ſehen, wenn es weiter heißt, 
daß beim Beſitzwechſel anderer Unternehmungen, z. B. Übergang 
der 519% -Majorität der Gieſche A.-G. an die Harriman-Gruppe 
ſich die Neuerwerber darum bemühten, von der polniſchen Regie- 
rung einen ausdrücklichen Verzicht auf das Liquidakionsrecht zu 
erhalten, was auch geſchah. [Anm.: Daß bei dieſer Transaktion 
dem Neuerwerber 25 Willionen Zloty rückſtändige Vermögens- 
ſteuer, die man den deutſchen Vorbeſitzern nicht erlaſſen wollte, 
geſchenkt wurden, ſei nur nebenbei erwähnt. D. Red.] 

Jedenfalls hat jetzt der Finanzminiſter den Verkrekern der 

tuppe zugeſagt, dem Minifterrat einen enkſprechenden Antrag 
vorzulegen, falls folgende Bedingungen erfüllt werden: Die ame- 
rikaniſchen Kapitaliſten verpflichten ſich, einen beſonderen Konzern 
zu bilden, der die Aktienmehrheit dieſer Geſellſchaften 20 Jahre 
lang behält, ferner verpflichten fie ſich zur „Polonisierung 

er drei Gesellschaften, in denen fortan nur 
polnische und amerikanische Staatsbürger 
beschäftigt werden dürfen)“, ſchließlich follen in den 
— —ů— 
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(Die Harriman⸗Transaktion in Oberſchleſten.) 
nächſten drei Jahren Inveſtierungen für 15 Millionen Dollar vor- 
genommen werden. 

Auf Grund eines Interviews mit dem Minifferpräfidenten 
Bartel teilt der Bericht mit, daß diefe Frage in den nächſten 
Tagen dem Wirkſchafkskomitee des Minifterrats bzw. dieſem ſelbſt 
vorliegen wird. Daran, daß die ausdrückliche Verzichkleiſtung auf 
das Liquidationsrecht erfolgen wird, bleibt nach der „Epoka“ kein 
Zweifel, jo daß der Übergang der Werke an den Harriman-Kon- 
zern nur eine Frage der Zeit ſein wird. 

Aus dem weiteren Inhalt inkereſſierk die Verteidigung dieſer 
„Invaſion des amerikaniſchen Kapitals in Oberſchleſien“; nach der 
Meinung des Verfaſſers fei diefe notwendig zur Modernifierung 
der oberſchleſiſchen Induſtrie. Abgeſehen davon, ob dieſes Pro- 
blem auch beim Verbleiben in deutſchem Beſitz nicht zu löſen ge- 
weſen wäre, vergleiche man die nachſtehende Begründung mit den 
optimiſtiſchen Ausführungen von Ringman über die oberſchleſiſche 
Induſtrie („Oſtland-Berichke“, Ihrg. 2, Heft 5, S. 98 ff.). Unſer 
Berichkerſtatker meint: Die notwendige Rationaliſierung verkeidige 
dieſe Transaktion, denn „Kapitalien zu diesem Zweck besitzt die 
oberschlesische Industrie nicht und kann sie sich durch nor- 
male Kredittransaktionen wegen der jetzt geringen 
Rentabilitätt) nicht beschaffen“. 


[Transakcia Harrimanowska na G. Slasku; in: „Epoka“ 
vom 6. Sept. 1928, S. 7. 
(81) 


Die verteilung des Kapitals im polniſchen Kohlen- 
bergbau. 

Im Zuſammenhang mit der gegenwärtigen Harriman-Zrans- 
aktion ift es wichtig, die Verteilung der Kapikalankeile im polni- 
ſchen Kohlenbergbau zu erfahren. Nach den Angaben der den amt- 
lichen Kreiſen naheſtehenden Kakkowitzer Zeikung „Polska 
Zachodnia“ ſteht es darum folgendermaßen: 


Deukſchland 212 Millionen Goldzloty 
Franzöſiſch-belgiſche Gruppe 122,5 1 ` 
Anglo-amerikaniſche Gruppe 110,5 17 5 
Polniſche Gruppe 96,5 15 „ 
Verſchiedene 40 „ „ 
Für die einzelnen Reviere iſt das Verhältnis: 
Oberſchleſien: 
Deutſchland 51,9 9% 
Anglo-amerikaniſch 26,5 9% 
Franzöſiſch-belgiſch 7,8 97 
Polniſcher Anteil 49% 
Dabrowa: Krakauer Revier: 


Franzöſiſch-belgiſch 63,2 % Polniſches Kapital 64,7 % 
Polniſches Kapital 35,8 % Franzöſiſch-belgiſch 25,5 % 
Anglo-amerikaniſch 6 % 


Der Berichkerſtatter fügt gleichzeitig hinzu, daß wegen der in 
Kürze bevorſtehenden Transaktion (Harriman) gerade im ober- 
ſchleſiſchen Kohlenbergbau eine weſentliche Anderung zu er- 
warfen iſt. 


[Udział kapitałów zagranicznych w polskich zaglebiach 
weglowych najwięcej reprezentują Niemcy; in: „Polska 
Zachodnia“, Nr. 253, 12. Sept. 1928, S. 12.] 

(75) 
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